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Am 31. Dezember 2010rechnen wir ab!

Je niedriger der Ölpreis,desto höher Ihr EXTRA-
BONUS

w
w

w.
w

ei
nk

op
f.d

e

Scheuerfeld bei Betzdorf/Sieg
Hauptstr. 2-4 I  02741/3215

Jeden Sonntag schauoffen von 13 bis 18 Uhr.

Liebe Kunden der

Firma Franz Schmidt, 57271 Hilchenbach-Hadem!
Ab dem 19. April 2010
übernehme ich gerne Ihre Aufträge, Wartungsarbeiten,
Kundendienst, Heizkesselwechsel, Badrenovierungen etc.
in gewohnter Weise.

Axel Hoffmann
Meisterbetrieb

Heizung · Sanitär
Neustr. 1 · 57271 Hilchenbach-Müsen

Tel. 0 27 33 / 69 12 69

Verkaufsoffener Sonntag in Altenhundem            18. April 2010

Das Einkaufszentrum in Lennestadt

Service und Qualität
Fachkompetenz

Vielfalt und kurze Wege

Frühlingsmarkt von 11 bis 18 Uhr 

Von 13:00 bis 18:00 Uhr
das Einkaufsvergnügen für
die ganze Familie

Klöckner ist
die Kandidatin
Bingen. Die rheinland-pfälzi-
sche CDU zieht mit ihrer stell-
vertretenden Vorsitzenden Julia
Klöckner als Spitzenkandidatin
in die Landtagswahl 2011. Die
37-jährige Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesver-
braucherschutzministerium wur-
de gestern auf einem Landespar-
teitag der CDU in Bingen mit
einer Zustimmung von 400 der
409 abgegebenen Stimmen no-
miniert. (ddp)

Die Kurzarbeit
wird verlängert
Berlin. Die Bundesregierung
hat sich auf eine längere Förde-
rung der Kurzarbeit geeinigt.
Die Sonderregelung, wonach
die Bundesagentur für Arbeit
die Sozialabgaben auf das Kurz-
arbeitergeld vom siebten Monat
an voll erstattet, soll demnach
bis Ende März 2012 ausgeweitet
werden, wie eine Sprecherin des
Arbeitsministeriumsgestern auf
ddp-Anfrage in Berlin sagte.
Ressortchefin Ursula von der
Leyen (CDU) hatte ursprüng-
lich für eine Verlängerung bis
Ende Juni 2012 plädiert. Derzeit
gilt die Sonderregelung, nach
der für Kurzarbeit, die 2010 be-
ginnt, bis zu 18 Monate Geld
gezahlt werden kann. (ddp)

Rüttgers will
Hartz-Reform
Düsseldorf. Nordrhein-West-
falens Ministerpräsident Jürgen
Rüttgers (CDU) hat erneut die
so genannten Hartz-Reformen
kritisiert. „Hartz IV braucht
eine Grundrevision, denn es ist
eine Ansammlung von zum Teil
unsystematischen und unver-
ständlichen Regelungen“, sagte
Rüttgers einer Zeitung. Der
nordrhein-westfälische Regie-
rungschef forderte demnach
eine Neuregelung der Hinzuver-
dienstmöglichkeiten und einen
erleichterten Übergang von
Hartz IV in den ersten Arbeits-
markt. (ddp)

Kein Spielraum
für mehr Geld
Berlin. Bundesgesundheitsmi-
nister Philipp Rösler (FDP)
lehnt eine Erhöhung der Arzt-
honorare ab. „In den vergange-
nen beiden Jahren ist das Ho-
norarvolumen für die Ärzte
deutlich angehoben worden“,
sagte Rösler einer Zeitung. 2009
habe es für die niedergelassenen
Ärzte 3,5 Mrd. Euro mehr gege-
ben, in diesem Jahr seien es
schätzungsweise 1,17 Mrd. Euro
zusätzlich. „Das ist schon eine
ganze Menge Geld, das nun zu-
sätzlich für die Versorgung zur
Verfügung steht“, sagte Rösler.
Zusätzlichen Spielraum sehe er
nicht. Ein Ministeriumssprecher
sagte gestern in Berlin, Rösler
lege großen Wert darauf, die
Ärztehonorierung „fair und
transparent“ zu gestalten. Of-
fensichtlich sei die noch von
Röslers SPD-Vorgängerin Ulla
Schmidt betriebene Honorarre-
form „in bestimmten Regionen
Deutschlands nicht gerecht ge-
laufen“. Die schwarz-gelbe
Koalition wolle die Honorarre-
gelung deshalb „kritisch über-
prüfen“. (ddp)

Regierung hofft
auf Wachstum
Berlin. Die Bundesregierung er-
wartet offenbar für die nächsten
Jahre einen verhaltenen, aber
anhaltenden Aufschwung. Wie
ein Nachrichtenmagazin ges-
tern unter Berufung auf den
Entwurf der Frühjahrsprognose
der Regierung berichtete, rech-
nen die Konjunkturexperten in
Berlin für 2010 mit einem Wirt-
schaftswachstum von 1,4 Pro-
zent. Im kommenden Jahr solle
die Wirtschaftsleistung sogar
um 1,6 Prozent zulegen.

Damit gibt sich die Regie-
rung für dieses Jahr etwas zu-
rückhaltender und für das
nächste Jahr etwas optimis-
tischer als die führenden Wirt-
schaftsforschungsinstitute. Bun-
deswirtschaftsminister Rainer
Brüderle will die Frühjahrsprog-
nose der Regierung am Mitt-
woch vorstellen. (ddp)

Ganz Polen trauert
Gedenken an die Opfer des Unglücks

Warschau. Eine Woche nach
dem Absturz der polnischen
Präsidentenmaschine bei Smo-
lensk ist gestern der 96 Opfer
gedacht worden. Zu der Trauer-
feier auf dem Warschauer Pil-
sudski-Platz fanden sich Zehn-
tausende Menschen aus allen
Teilen Polens ein, darunter der
polnische Premierminister Do-
nald Tusk und der frühere Soli-
darnosc-Vorsitzende und spätere
Staatspräsident Lech Walesa.
Viele Menschen hatten Flaggen
und Fahnen der Gewerkschaft
Solidarnosc dabei.

Zu Beginn der Zeremonie
um Punkt 12 Uhr ertönten lan-
desweit die Alarmsirenen und
Kirchenglocken. Die Menschen
gedachten bei zwei Schweige-
minuten der Opfer der Kata-
strophe. Anschließend wurden
auf dem Pilsudski-Platz die Na-
men der Toten verlesen. Auf
beiden Seiten des auf dem zen-

tralen Warschauer Platz aufge-
bauten Altars waren Fotos aller
Opfer angebracht, darunter
auch Bilder des verunglückten
polnischen Staatspräsidenten
Lech Kaczynski und seiner Ehe-
frau Maria. Das Präsidentenpaar
soll heute im Krakower Wawel
beigesetzt werden. Zu dem
Staatsbegräbnis werden zahlrei-
che Staats- und Regierungschefs
erwartet, darunter Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU),
US-Präsident Barack Obama
und Russlands Präsident Dmitri
Medwedew. Angesichts des we-
gen der Vulkanaschewolke ge-
sperrten Luftraums über Europa
war gestern aber unklar, ob die
ausländischen Gäste heute in
Krakow landen können.

Die polnische Präsidenten-
maschine war am vergangenen
Samstag auf dem Weg zu einer
Gedenkfeier nahe Smolensk
verunglückt. (ddp)

Kritik an Schröders Plänen
Berlin. Bundesfamilienministe-
rin Kristina Schröder (CDU)
stößt mit ihren Plänen für eine
Ausweitung des Elterngeldes auf
wachsenden Widerstand. Nach-
dem bereits das Finanzministeri-
um Vorbehalte angemeldet hat,
gibt es nach einem Medienbe-
richt auch im Kanzleramt finan-
zielle Bedenken. Schröder will

die Partnermonate von zwei auf
vier Monate ausdehnen. Dann
könnten Eltern statt bislang
zwölf plus zwei künftig zwölf
plus vier Monate Elterngeld be-
ziehen, wenn sie eine berufliche
Pause einlegen, um ihr Kind zu
betreuen. Außerdem soll nach
dem Willen der Ministerin
künftig eine Teilzeitvariante des

Elterngeldes möglich sein. Das
Kanzleramt hält die Reformplä-
ne laut Bericht wohl für zu teu-
er. Um Schröder nicht zu düpie-
ren, denke man dort nun über
einen Kompromiss nach. So
müsste Schröder zwar auf die
Verlängerung verzichten, bekä-
me aber 137 Mio. Euro für ein
Teilzeit-Elterngeld. Foto: ddp

„Müssen Festigkeit beweisen“
Die Bundesregierung will am Kurs in Afghanistan festhalten
Berlin. Die Bundesregierung
will sich angesichts der jüngsten
Angriffe in Afghanistan nicht
von ihrem Kurs abbringen las-
sen. Unions-Bundestagsfrakti-
onschef Volker Kauder (CDU)
warnte vor einem schnellen
Rückzug. Wenn man das Land
jetzt verlasse, würde das nicht
zu einer Beruhigung, sondern zu
einem gefährlichen Bürgerkrieg
führen.

Der Vorsitzende des Aus-
wärtigen Ausschusses, Ruprecht
Polenz (CDU), sagte, Deutsch-
land müsse jetzt Festigkeit be-
weisen. „Es darf nicht der Ein-
druck entstehen, dass wir nach

den nächsten fünf Anschlägen
tatsächlich abziehen könnten.
Sonst würden wir genau zu die-
sen Anschlägen einladen“, so
Polenz. Man habe bei der Ent-
scheidung für den Afghanistan-
einsatz immer gewusst, dass
auch Opfer zu beklagen sein
würden. Trotzdem habe man
sich aus guten Gründen für den
Einsatz entschieden. „Sollte das
Land an die Taliban zurück fal-
len, hätte das sehr negative, wo-
möglich verheerende Folgen für
Pakistan. Und Pakistan ist
Atommacht“, warnte Polenz.

Der Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt, Werner Hoyer

(FDP), sagte darüber hinaus:
„Auch durch die furchtbaren
Erfahrungen unserer Soldaten
dürfen wir uns jetzt nicht vom
Kurs abbringen lassen.“ Bei al-
len militärischen Aktionen dür-
fe das Ziel des zivilen Aufbaus,
der Hilfe für die Bevölkerung,
nicht aus dem Auge verloren
werden.

„Die Aufgabe wird nicht
leichter. Aber wir wollen die zi-
vilen Aktivitäten ja ganz be-
wusst verstärken und ausbau-
en“, sagte Hoyer. Der Aufbau
sei allerdings ohne einen militä-
rischen Sicherheitsschirm nicht
machbar. (ddp)

Andere Prioritäten
Wolfgang Schäuble sieht neue FDP-Steuerpläne skeptisch

Berlin. Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU)
sieht die neuen Steuerpläne der
FDP skeptisch. Die Lösung der
kommunalen Finanzprobleme
habe innerhalb der Bundes-
regierung Priorität, sagte Schäu-
ble einem Nachrichtenmagazin.
„Wenn ich beide Vorhaben be-
trachte, habe ich eine Vorstel-
lung davon, was wir in dieser
Legislaturperiode voranbringen
können und was möglicherwei-
se erst in einer späteren Legisla-
turperiode gehen wird.“

Schäuble bezweifelte auch,
ob es die für das FDP-Steuer-

konzept notwendige Mehrheit
im Bundesrat geben werde.
„Auf den Bundesrat haben wir
keinen Einfluss“, sagte er, „kein
Land ist Erfüllungsgehilfe einer
Bundesregierung.“ Sollte das
Schlüsselprojekt der Liberalen
scheitern, stellt das laut Schäu-
ble ohnehin „keinen Wider-
spruch zum Koalitionsvertrag
dar“. Schließlich gebe es in dem
Vertrag einen Finanzierungsvor-
behalt.

Nach monatelangem Koali-
tionsstreit über die Steuerpoli-
tik von Schwarz-Gelb hatte die
FDP ihre Reformpläne deutlich

entschärft und ein neues Steu-
erreformmodell vorgestellt, das
Entlastungen in Höhe von 16
Mrd. Euro vorsieht. Bundeswirt-
schaftsminister Rainer Brüderle
(FDP) hält Steuersenkungen
weiterhin für realisierbar.

Nur so ließen sich der Bin-
nenmärkte stärken, sagte Brü-
derle gestern auf einem außeror-
dentlichen Parteitag der rhein-
land-pfälzischen FDP in Och-
tendung. Unter Schwarz-Gelb
sei Deutschland wieder auf
einem Wachstumskurs. Die
Aufwärtsentwicklung in der
Wirtschaft sei da. (ddp)
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